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Text 

Überprüfung der Ausführung von Wasseranlagen 

§ 121. (1) Die Ausführung einer nach den Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes oder unter 
Mitanwendung diese Bundesgesetzes bewilligungspflichtigen Wasseranlage ist unverzüglich der für die 
Erteilung der Bewilligung zuständigen Behörde bekannt zu geben. Diese hat sich in einem auf Kosten des 
Unternehmers durchzuführenden Verfahren von der Übereinstimmung der Anlage mit der erteilten 
Bewilligung, bei Trieb- und Stauwerken insbesondere auch von der richtigen und zweckmäßigen Setzung 
der Staumaße, zu überzeugen, die Messungsergebnisse schriftlich festzuhalten, das Ergebnis dieser 
Überprüfung durch Bescheid auszusprechen und die Beseitigung etwa wahrgenommener Mängel und 
Abweichungen zu veranlassen. Geringfügige Abweichungen, die öffentlichen Interessen oder fremden 
Rechten nicht nachteilig sind oder denen der Betroffene zustimmt, können im Überprüfungsbescheid 
nachträglich genehmigt werden. Wird bei einer Fristüberschreitung die Bewilligung nicht ausdrücklich 
für erloschen erklärt, so gilt die Anlage als fristgemäß ausgeführt (§ 112 Abs. 1). 

(2) Eine mündliche Verhandlung ist nur dann durchzuführen, wenn es der Bewilligungswerber 
verlangt oder wenn es sich um Anlagen handelt, die besondere Bedeutung haben oder wenn nach den 
Ergebnissen des Verfahrens fremde Rechte oder öffentliche Interessen in größerem Umfange berührt 
werden. In allen anderen Fällen hat sich die Behörde auf eine dem Unternehmer weniger Kosten 
verursachende geeignete Weise von der im Überprüfungsbescheid zu beurkundenden Übereinstimmung 
der Anlage mit der erteilten Bewilligung zu überzeugen. 

(3) Bei bewilligungspflichtigen Anlagen, die keine besondere Bedeutung haben, das sind ua. solche, 
die weder öffentliche Interessen in größerem Umfang berühren noch fremden Rechten nachteilig sind, 
kann die Behörde im Bewilligungsbescheid vorschreiben, dass die Ausführung der Wasseranlage 
entweder nach Abs. 4 oder nach Abs. 5 bekanntzugeben ist. In diesen Fällen entfällt die Überprüfung 
durch die Behörde gem. Abs. 1. 
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(4) Die Ausführung der Anlage ist der zuständigen Behörde vom Unternehmer schriftlich 
anzuzeigen. Der Unternehmer übernimmt mit der Ausführungsanzeige der Behörde gegenüber die 
Verantwortung für die bewilligungsmäßige und fachtechnische Ausführung der Wasseranlage 
einschließlich der Einhaltung der vorgeschriebenen Auflagen und Nebenbestimmungen. Abs. 5 Z 2 gilt 
sinngemäß. 

(5) Der Ausführungsanzeige nach Abs. 4 sind anzuschließen: 

 1. eine von einem gewerberechtlich oder nach dem Ziviltechnikergesetz 1993 Befugten des 
einschlägigen Fachbereiches, der an der baulichen Ausführung der Anlage nicht beteiligt 
gewesen sein darf, ausgestellte Bestätigung über die bewilligungsgemäße und fachtechnische 
Ausführung der Wasseranlage. 

 2. Sofern geringfügige Abweichungen öffentlichen Interessen oder fremden Rechten nicht 
nachteilig sind oder die Zustimmung des Betroffenen vorliegt, ein der Ausführung 
entsprechender Plan, der von einem Fachkundigen verfasst und von ihm und vom Unternehmer 
unterfertigt sein muss. Der gewerberechtlich oder nach dem Ziviltechnikergesetz 1993 Befugte 
des einschlägigen Fachbereiches (Z 1) und der Unternehmer haben zu bestätigen, dass es sich um 
geringfügige Abweichungen handelt und diese entsprechend den wasserrechtlichen Vorschriften 
ausgeführt worden sind. 
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